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63Das Erbrecht basiert auf der familienrechtlichen Ordnung 
und schützt damit – abgesehen von der verfügungsfreien 
Quote – die gesetzlich anerkannten Beziehungsformen. Einem 
breiteren Beziehungsfeld könnte mit einer erweiterten ver-
fügbaren Quote Rechnung getragen werden, wobei Erbschlei-
cher ausgefiltert und das betreuende Umfeld eingeschlossen 
werden sollten. Wenig sinnvoll wäre hingegen die Auf hebung 
des Pf lichtteils. 
Das Familienrecht (Art. 90 ff. ZGB) regelt zwischen-
menschliche Beziehungen, allerdings nur die fami-
lienrechtlich geregelten, also derzeit Ehe und einge-
tragene Partnerschaft (PartG). Und das Erbrecht (Art. 
457 ff. ZGB) knüpft mit seiner familienerbrechtlichen 
Ordnung der gesetzlichen Erbfolge an diese familien-
rechtlichen Gegebenheiten an. Während allerdings 
das «Beziehungsrecht» (Ehe bzw. eingetragene Part-
nerschaft) durch einen numerus clausus dieser gesetz-
geberisch anerkannten Beziehungsformen beschränkt 
ist, räumt das Erbrecht des ZGB seit 1912 eine verfü-
gungsfreie Quote ein (Art. 470 f. ZGB). Das Erbrecht ist 
mithin offener und f lexibler als das Familienrecht und 
impliziert damit, dass es neben der gesetzlichen Erb-
folge von Familienangehörigen weitere schützenswer-
te Anliegen gibt. Auch wenn der verfügbare Teil des 
Nachlasses neben überlebenden GattInnen/PartnerIn-
nen und Nachkommen eher eng ist (und durch kanto-
nale erbschaftssteuerliche Normen weiter beschnitten 
wird: Die familienbezogene Ausgestaltung der Erb-
schaftssteuern bestraft die Begünstigung anderweitiger 
Beziehungsformen), besteht Raum zur (wirtschaft-
lichen) Anerkennung anderer oder weiterer Beziehun-
gen. Nebst Patchworkbeziehungen müssen sich auch 
sonstige nahestehende Personen (Patenkinder, «gute 
Geister», aber auch Charitys) in diese verfügbare Quo-
te teilen (und entsprechend heftig wird darum gewor-
ben), weshalb auf ein breiteres Beziehungsfeld mit 
einer erweiterten verfügbaren Quote zu reagieren ist. 
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Ob «Wettbewerb» um diese Quote nicht bisweilen fast 
erbschleicherische Züge annehmen könnte, wird etli-
ches Gespür erfordern.
Die gesetzgeberische Ausganglage
Im Erbrecht stellen sich mithin drei Hauptfragen:
—  Welche Familienmodelle des vielfältigeren Bezie-
hungsrechts und -gef lechts sind erbrechtlich abzu-
bilden?
—  In welchem Umfang hat das Erbrecht einen «enge-
ren Zirkel» besonders «qualifizierter» Beziehungen 
besonders zu schützen bzw.
—  in welchem Umfang sollen ErblasserInnen gänzlich 
beliebig über ihre Vermögenswerte disponieren 
können?
Was kann man tun? Skizzen einer Reform …
Grundsätzliche Überlegungen zur mittlerweile über 
100-jährigen Ordnung haben zweifelsohne von den 
aktuellen Gegebenheiten auszugehen; der Genera-
tionenübergang und der intergenerationelle Vermö-
gensübergang sind allerdings in vielfältiger Hinsicht 
«traditionell». Zwar sind demographische und soziale 
Aspekte (längere Lebenserwartung, grössere Bezie-
hungsvielfalt, verbesserte sozialversicherungs- und 
vorsorgerechtliche Absicherung des Alters), aber 
auch generell eine individuellere Grundhaltung heute 
prägend. Aktuelle Gesetzesrevisionen im Bereich des 
ZGB (Scheidungsrecht 2000, Kindes- und Erwachse-
nenschutz 2013) gehen von einem individualistische-
ren Konzept und einer betonteren Autonomie des In-
dividuums aus. Das dürfte sich auch bei der durch die 
Motion Gutzwiller (10.3524) angestossenen Revision 
des Erbrechts abbilden, und es ist absehbar, dass die 
verfügbare Quote eher erweitert und der Kreis der Pf licht-
teilsberechtigten auf einen engeren Kern (EhegattInnen, 
Nachkommen) beschränkt wird; inwiefern es gelingt, 
den Kreis der gesetzlichen Erben nicht nur über den 
zivilstandsregisterlichen Status, sondern auch über 
64 die Beziehungsintensität zum jeweiligen Erblasser zu 
definieren, dürfte – nebst technischen Einzelheiten 
– der umstrittenste Punkt der Revision sein. Diesbe-
züglich ist zu unterstreichen, dass «Beziehungsintensi-
tät» nicht zwingend mit «Beziehungsqualität» gleich-
gesetzt werden darf (und umgekehrt) – es geht darum, 
intensiv wirkende Erbschleicher auszusondern und 
intensiv (aber möglicherweise gerade deshalb in Kon-
f likte involviertes) betreuendes Umfeld einzuschlies-
sen. Zugleich wird man sich aber davor hüten müssen, 
unref lektiert absolut-individualistische (Momentan-)
Vorstellungen häufig schon älterer und belasteter 
ErblasserInnen zum absoluten Massstab zu machen, 
weshalb der Kern des Pf lichtteilsrechts nicht zur Dis-
position stehen kann – in einer Welt mit Patchwork-
beziehungen ist die Vorstellung, dass vielfältigere 
Beziehungsgef lechte bestehen, auch im pf lichtteilsge-
schützten Kern unvermeidlich.
… und deren Umsetzung im Alltag
Zwar wäre die «juristische Mechanik» natürlich «rei-
bungsfreier», wenn Beziehungen allein nach dem 
«Beziehungs-Grundbuch» (dem Zivilstandsregister) 
beurteilt werden könnten. Die sehr ursprüngliche, 
uraltem Rechtsverständnis entsprechende Unterhalts-
sicherungsfunktion des Erbrechts ist aber nicht vom 
Status, sondern auch von privat übernommener Ver-
antwortung bestimmt. Als Jurist möchte man zwar 
fordern, dass solche private Verantwortung durch ein 
explizites Commitment bestätigt wird. Die Testier-
quote ist allerdings notorisch bescheiden, und gerade 
in wirtschaftlich unterdurchschnittlichen Verhältnis-
sen ist Beratung fern (und – relativ – teuer), weshalb 
sich eine gesetzliche Beteiligung rechtfertigen würde: 
Wenn es gelingt (und es ist alltägliche, wenn auch na-
türlich bisweilen nicht einfache Praxis), bei nachehe-
lichem Unterhalt und im Recht der beruf lichen Vor-
sorge Nicht-Status-Beziehungen zu qualifizieren, so 
sind die inhärenten Ungewissheiten auch im erbrecht-
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lichen Kontext zwar hinzunehmen, aber auch bewäl-
tigbar: Art. 4 ZGB (Würdigung der konkreten Verhält-
nisse nach pf lichtgemässem gerichtlichem Ermessen) 
wird jedenfalls bessere (verständlichere) Lösungen 
in Konf liktfällen ermöglichen als eine absolut starre 
Ordnung. 
 Bereits seit jeher bestehen unterschiedliche Quo-
ten von gesetzlichen und pf lichtteilsgeschützten An-
sprüchen. Dieses Modell dürfte Bestand haben: Nicht 
anders als im Automobilbau, wo «Plattformen» und 
unterschiedliche Varianten entwickelt werden, wird 
sich eine «Typisierung» ergeben. Das wäre nicht der 
(rechtskulturell kaum bewältigbare) Übergang zur fa-
mily provision des pf lichtteilsfreien Common Law, son-
dern eine Nuancierung und Flexibilisierung des gel-
tenden Systems.
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